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Kommission 6 „Innere Sicherheit,
Katastrophenschutz und Rettungsdienste“
Helma Kuhn-Theis, MdL
Vorsitzende
Empfehlung
zur

Aufnahme von neuen partnerschaftlichen Verhandlungen für ein

langfristiges SWIFT-Abkommen zwischen den USA und der

Europäischen Union
Bürgerrechte müssen sichergestellt werden

1. Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung am 11. Februar 2010 mit einer deutlichen, partei- und fraktionsübergreifenden Mehrheit von 378 zu 196 Stimmen bei 31 Enthaltungen eine Übergangsregelung zum sogenannten „SWIFT-Abkommen“ zwischen den USA und der Europäischen Union, das US-Behörden zur Terrorismusbekämpfung einen direkten Zugriff auf europäische Bankdaten erlauben sollte, abgelehnt.
2. In einer vielseitig vernetzten Welt nehmen verschiedenste Formen des Terrorismus leider eine zunehmend stärkere Rolle ein. Weltweit operierende Terroristen hinterlassen bei der Vorbereitung und Ausführung ihrer Taten zahlreiche Datenspuren.
3. Vor diesem Hintergrund erkennt der Interregionale Parlamentarierrat die Notwendigkeit an, dass der gezielte Austausch und die Auswertung von Daten im Rahmen der Terrorbekämpfung grenzüberschreitend notwendig sind.
4. Der Interregionale Parlamentarierrat setzt sich allerdings dafür ein, dass im Rahmen der weltweiten Terrorbekämpfung eine gerichtlich nachprüfbare Balance zwischen Sicherheit einerseits und dem Schutz der bürgerlichen Freiheiten und Grundrechte andererseits nicht verloren geht.

5. Auf dieser Basis begrüßt der Interregionale Parlamentarierrat die Aufnahme von Verhandlungen auf gleicher Augenhöhe für ein langfristiges neues Abkommen zwischen den USA und der Europäischen Union unter Beachtung der Vorgaben des Lissabon-Vertrages.

Der Interregionale Parlamentarierrat nimmt zur Kenntnis, dass die Europäische Kommission am 26. Mai 2010 einen Vorschlag für ein entsprechendes Grundsatzabkommen vorgelegt hat.
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6. Der Interregionale Parlamentarierrat sieht sich den 11 Millionen Menschen in der Großregion verpflichtet und stellt deshalb an das Abkommen folgende Mindest-anforderungen:
a) Beschränkung auf Zwecke der Terrorismusbekämpfung
b) Sicherstellung des Datenschutzes

c) Zeitliche Befristung

d) Ausschluss der Weitergabe der Daten an Dritte

e) Reduzierung der Übermittlung der Daten auf das notwendige Maß und

Sicherstellung der Löschung

7. Der Interregionale Parlamentarierrat präferiert dabei ein gemeinsames EU-Abkommen mit den USA vor bilateralen Lösungen.
8. Der Interregionale Parlamentarierrat appelliert an die Europaabgeordneten der Großregion, diese Forderungen bei den anstehenden Verhandlungen zu berücksichtigen.

Der Interregionale Parlamentarierrat richtet diese Empfehlung an:
· die Regierung des Großherzogtums Luxemburg,

· die Regierung der Französischen Gemeinschaft Belgiens,

· die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens,

· die Regierung der Wallonie,

· die Landesregierung von Rheinland-Pfalz,

· die Landesregierung des Saarlandes,
· den Präfekten der Region Lorraine,

· den Conseil Régional de Lorraine
und nachrichtlich an

· die Regierung der Bundesrepublik Deutschlands

· die Regierung der Französischen Republik

· die Regierung des Königreichs Belgien
· die Mitglieder des Europäischen Parlamentes aus der Großregion

-
die Mitglieder des Ausschusses der Regionen aus der Großregion.
Otzenhausen, 28. Mai 2010
